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IMPRESSUM

RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 70 JAHREN

Die Lage der westdeutschen Wirtschaft und  
der Weltwirtschaft um die Jahresmitte 1952

Die Wirtschaft in der Bundesrepublik steht seit der Jahreswende im Zeichen der Stagnation. 
Produktion und Beschäftigung haben im Ganzen zwar, wie stets in dieser Jahreszeit, zugenom-
men, aber keineswegs in einem Umfang, der auf eine mehr als saisonmäßige Belebung schlie-
ßen ließe. Die im Einzelnen eingetretenen Rückgänge oder Spannungen weisen wohl auf eine 
gewisse Labilität der Lage hin; jedoch liegen im Ganzen keine Verschlechterungen vor, die eine 
krisenhafte Zuspitzung befürchten lassen. Für die nächsten Monate sind weder nach der einen 
noch nach der anderen Seite hin wesentliche konjunkturelle Änderungen der allgemeinen 
Lage zu erwarten.

Die Stagnation der Wirtschaft hatte sich um die Jahreswende und in den ersten zwei Mona-
ten des laufenden Jahres unter dem Einfluss der Menge nach sinkenden Nachfrage nach 
 Verbrauchsgütern bei noch leicht wachsenden Mengenumsätzen im Investitionsbereich und 
in der Grundstofferzeugung herausgebildet. Sie hat, so scheint es, ihr Gesicht in den letzten 
Monaten, vor allem im zweiten Vierteljahr 1952, insofern gewandelt, als im Verbrauch eine 
leichte Erholung eingetreten ist, dafür nun aber die Investitionstätigkeit nicht mehr zunimmt. 
Die Einzelhandels umsätze lagen im ersten Vierteljahr 1952 dem Nominalbetrag nach um 
vier Prozent, nach Ausschaltung der Preisbewegung sogar um elf Prozent niedriger als vor 
einem Jahr; wobei allerdings zu beachten bleibt, dass der Januar 1951 noch im Zeichen der 
„ Korea“-Käufe stand und daher ungewöhnlich hohe Umsätze erbracht hatte.

Aus dem Wochenbericht Nr. 27/28 vom 4. Juli 1952

http://www.diw.de
mailto:leserservice%40diw.de?subject=
mailto:kundenservice%40diw.de?subject=
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Staatliche Hilfspakete senken Belastung durch Inflation im untersten Einkommensdezil am deutlichsten
Brutto- und Nettobelastung nach Dezilen in Prozent des jeweiligen Nettohaushaltseinkommens

 

























        




    







    











ZITAT

„Die staatlichen Maßnahmen kompensieren die inflationsbedingten Mehrausgaben 

ab dem zweiten Einkommensdezil nicht mehr so deutlich wie bei den untersten Einkom-

men. Gerade die untere Mittelschicht benötigt mehr Entlastung, da deren finanzielle 

Spielräume für Einsparungen im Alltag nur sehr gering sind.“ 

— Maximilian Priem —

AUF EINEN BLICK

Folgen der Inflation treffen untere Mittelschicht 
besonders: Staatliche Hilfspakete wirken nur 
begrenzt
Von Maximilian Priem, Alexander S. Kritikos, Octavio Morales und Johanna Schulze Düding

• Konsumentenpreise sind im ersten Halbjahr 2022 stark angestiegen, insbesondere für Energie 
und Güter des Grundbedarfs

• Studie untersucht auf Basis von Einkommens- und Verbrauchsstichprobe und SOEP die Belastung 
deutscher Haushalte über den gesamten Warenkorb entlang der Einkommensverteilung

• Preisanstieg belastet Haushalte umso mehr, je niedriger ihre Einkünfte sind

• Hilfspakete entlasten vor allem das unterste Einkommensdezil, untere Mittelschicht ist aber 
weiterhin signifikant von Preissteigerungen betroffen

• Sollte Inflation in der zweiten Jahreshälfte weiter zunehmen, sind insbesondere 
einkommensschwache Haushalte stärker von Armut gefährdet

ERGEBNIS

Um 5,3 Prozent belastet die Inflation das 
unterste Einkommensdezil, aber nur 

um 1,1 Prozent die Haushalte mit den 
höchsten Einkommen
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ABSTRACT

Steigende Preise für Lebensmittel und Energie treffen die 

Menschen in Deutschland merklich. Haushalte mit geringen 

Nettoeinkommen spüren den Preisanstieg besonders, da ihr 

Konsumanteil an den von der Inflation besonders betroffe-

nen Gütern des Grundbedarfs sehr hoch ist. Bei der aktuell 

prognostizierten Inflation für 2022 belastet die Teuerung 

das unterste Einkommensdezil mit 5,3 Prozent ihres Netto-

haushaltseinkommens, das oberste mit lediglich 1,1 Prozent. 

Steigt die Inflation stärker als erwartet, drohen weitere Mehr-

belastungen. Die von der Bundesregierung beschlossenen 

Maßnahmenpakete entlasten zwar vor allem Haushalte im 

niedrigsten Einkommensdezil. Dennoch gleichen sie die Mehr-

belastung nicht vollständig aus. Zudem lässt sich beobachten, 

dass Haushalte bereits ab dem zweitniedrigsten Einkommens-

dezil signifikant belastet bleiben. Vor allem wegen geringer 

Sparguthaben und wenigen Anpassungsmöglichkeiten ist die 

untere Mittelschicht besonders von Preissteigerungen betrof-

fen. Weitere Hilfspakete sollten gezielt einkommensschwache 

Haushalte entlasten. So könnten beispielsweise die Grund-

sicherung vorzeitig angepasst und die Energiepreispauschale 

vor allem für die unteren Einkommen erhöht werden.

Als Folge der Covid-19-Pandemie sind Lieferketten weltweit 
von Engpässen betroffen. Durch den Angriffskrieg gegen die 
Ukraine hat sich die außergewöhnliche Angebotsknappheit 
in der ersten Jahreshälfte 2022 weiter zugespitzt. Dies lässt 
in vielen Bereichen, vor allem im Energie- und Lebensmittel-
bereich, die Preise steigen, was nicht nur die Unternehmen 
spüren, sondern auch private Haushalte. Der Verbraucher-
preisindex des Statistischen Bundesamtes, der die Preisent-
wicklung von Waren und Dienstleistungen misst, die von 
privaten Haushalten zu Konsumzwecken erworben werden, 
verzeichnete in den vergangenen Monaten die höchsten 
Wachstumsraten im wiedervereinigten Deutschland (Abbil-
dung 1). Im Mai 2022 erreichte die Inflation mit 7,9 Prozent 
gegenüber dem Vorjahresmonat einen neuen Höchstwert. 
Im Vergleich dazu lag die durchschnittliche Inflation der 
Jahre 2000 bis 2020 bei lediglich 1,4 Prozent.

Bereits im vergangenen Jahr zogen die Verbraucherpreise 
spürbar an: Die Jahresinflation stieg auf 3,1 Prozent.1 Für 
dieses Jahr gehen aktuelle Prognosen der Bundesbank von 
einer Gesamtinflation von 7,1 Prozent aus.2 Damit würde die 
Inflation gegenüber dem Mittel der letzten zwei Dekaden 
sprunghaft um knapp sechs Prozentpunkte steigen. Einen 
solchen Preisanstieg hat die Bundesrepublik zuletzt vor rund 
70 Jahren erlebt. Da die Unternehmen viele Preissteigerun-
gen erst verzögert an die VerbraucherInnen weitergeben, 
ist es nicht ausgeschlossen, dass die Inflation in der zwei-
ten Jahreshälfte weiter anzieht.

Naturgemäß trifft eine solche Preisexplosion nicht alle 
Haushalte gleichermaßen. Vielmehr hängen die zusätz-
lichen Belastungen der Haushalte davon ab, wie hoch 
ihr Konsumanteil an denjenigen Gütern ist, deren Preise 
besonders stark steigen. Vor diesem Hintergrund gibt der 
Bericht zunächst einen Überblick über die Teuerungsra-
ten in einzelnen Konsumbereichen. Im Anschluss daran 
untersucht der Bericht, wie sich die Konsumquoten entlang 

1 Statistisches Bundesamt (2022): Verbraucherpreisindizes für Deutschland. Monatsbericht Mai 

2022. Fachserie 17, Reihe 7 (online verfügbar, abgerufen am 22. Juni 2022. Dies gilt auch für alle an-

deren Online-Quellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt).

2 Deutsche Bundesbank (2022): Perspektiven der deutschen Wirtschaft für die Jahre 2022 bis 

2024. Monatsbericht, Juni 2022, 15–47 (online verfügbar).

Folgen der Inflation treffen untere 
Mittelschicht besonders: Staatliche 
Hilfspakete wirken nur begrenzt
Von Maximilian Priem, Alexander S. Kritikos, Octavio Morales und Johanna Schulze Düding
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https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-28-1
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/Publikationen/Downloads-Verbraucherpreise/verbraucherpreise-m-2170700221054.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bundesbank.de/de/presse/pressenotizen/bundesbank-projektionen-wirtschaftserholung-duerfte-sich-fortsetzen-892554
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der Einkommensverteilung in den jeweiligen Haushalten 
zusammensetzen, bevor die zusätzlichen Belastungen aus 
den Preissteigerungen für die verschiedenen Einkommens-
gruppen analysiert werden. Im Anschluss daran wird die Wir-
kung der zwei Entlastungspakete – wiederum differenziert 
nach Einkommensdezilen – überprüft.3 Die Untersuchung 
basiert auf den aktuellen Datensätzen der Einkommens- und 

3 Die vorliegenden Berechnungen wurden im Rahmen eines Gutachtens von DIW Econ für die 

Diakonie Deutschland e.V. erstellt (online verfügbar).

Verbrauchsstichprobe (EVS) und des Sozio- oekonomischen 
Panels (SOEP; Kasten).

Inflationsdynamik treibt insbesondere Preise von 
Gütern des Grundbedarfs

Eine differenzierte Betrachtung der Teuerungsraten nach 
Konsumbereichen zeigt, welche Waren und Dienstleistungen 
die Treiber der hohen Inflationsraten sind. Zu deren Unter-
suchung werden die Inflationsraten nach den zwölf Konsum-
bereichen herangezogen (Abbildung 2), wie sie die internati-
onale Klassifikation der Verwendungszwecke des Individual-
verbrauchs vorsieht.4 Zusätzlich werden die Energiepreise 
nochmals separat herausgearbeitet, da diese in Folge des rus-
sischen Angriffskriegs gegen die Ukraine besonders große 
Dynamiken aufweisen.

Diese Energiepreise finden sich in den Komponenten Woh-
nen und Mobilität, die zusammen rund 45 Prozent des 
Warenkorbs ausmachen.5 Die Ausgaben für die Unterkunft 
werden unterteilt in Ausgaben für Wohnen inklusive Neben-
kosten ohne Energie und in Ausgaben für die Haushalts-
energie wie Strom, Gas und andere Brennstoffe. Die Ausga-
ben für Mobilität werden ebenso differenziert nach Ausgaben 
für Fahrzeuge beziehungsweise Waren und Dienstleistungen 
für Fahrzeuge sowie Personen- und Güterbeförderung, die 
als Verkehr zusammengefasst werden, und nach Ausgaben 

4 United Nations (2018): Classification of Individual Consumption According to Purpose 

( COICOP) 2018. Statistical Papers, Series M, No. 99 (online verfügbar).

5 Statistisches Bundesamt (2019): Preise/Verbraucherpreisindex für Deutschland/Wägungs-

schema für das Basisjahr 2015 (online verfügbar).

Abbildung 1

Monatliche Inflationsrate in Deutschland
Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat in Prozent

 











  



Quelle: Statistisches Bundesamt.

© DIW Berlin 2022

Die Inflationsrate steigt insbesondere seit Beginn des Angriffskriegs gegen die 
Ukraine rasant.

Kasten

Datengrundlage und Methodik

Die zugrundeliegenden Berechnungen basieren auf einem 

statischen Modell ohne Verhaltensanpassung. Dafür werden 

auf Ebene der Einkommensquintile, Haushaltstypen und 

Regionen (Ost/West)1 aggregierte Konsummuster aus der 

Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)2 von 2018 und 

Daten auf Haushaltsebene des Sozio-oekonomischen Panels 

(SOEP)3 aus dem Jahr 2020 (v37) miteinander verknüpft. 

Ausgehend von den gruppenspezifischen Konsumquoten und 

dem bis zum Jahr 2021 fortgeschriebenen Haushaltskonsum-

budget werden jeweils die absoluten Ausgaben je Haushalt 

und Gütergruppe berechnet.4 Die absolute Inflationsbelastung 

resultiert aus dem güterspezifischen Preisanstieg bei gleich-

bleibender Konsummenge.

In der EVS wird die genaue Zusammensetzung der Kraft-

stoffausgaben für eigene Verkehrsmittel nicht erfasst. Daher 

werden die Gesamtausgaben für Kraftstoffe aus der EVS nach 

dem Verhältnis von Ausgaben für Benzin und Diesel im SOEP 

aus dem Jahr 2020 aufgeteilt. Diese Relation berücksichtigt 

ebenfalls Unterschiede nach Einkommensquintilen, Haus-

haltstypen und Regionen. Auf die Berücksichtigung von Auto-

gas und Autostrom wird aufgrund der geringen Bedeutung 

verzichtet.

Als Inflationsszenario wird die Bundesbank-Prognose vom 

Juni 2022 in Höhe von 7,1 Prozent für das Gesamtjahr 2022 

zugrunde gelegt. Die güterspezifischen Preissteigerungen 

werden so angepasst, dass das Verhältnis der Preissteigerung 

von Januar bis Mai beibehalten wird.

1 Einkommensquintile gemäß der Verteilung äquivalenzgewichteter Nettohaushaltsein-

kommen. Haushaltstypen: Einpersonenhaushalte, Paare ohne Kinder, Alleinerziehende, 

Paare mit Kindern jünger als 17 Jahre, Paare mit Kindern mindestens 17 Jahre, Paare mit 

mindestens zwei Kindern, sowohl jünger als auch mindestens 17 Jahre, sonstige. Berlin voll-

ständig als Region Ost.

2 Die Daten finden sich auf der Website des Forschungsdatenzentrums der Statistischen 

Ämter des Bundes und der Länder (online verfügbar).

3 Jan Goebel et al. (2018): The German Socio-Economic Panel (SOEP). Journal of Econo-

mics and Statistics, 345–260 (online verfügbar).

4 Haushaltskonsumbudget und Haushaltsnettoeinkommen werden anhand der dezil-

spezifischen Wachstumsrate der letzten zehn Jahre fortgeschrieben. Haushaltskonsum-

budget = Nettohaushaltseinkommen – Sparen.

https://diw-econ.de/publikationen/belastung-einkommensschwacher-haushalte-durch-die-steigende-inflation/
https://unstats.un.org/unsd/classifications/unsdclassifications/COICOP_2018_-_pre-edited_white_cover_version_-_2018-12-26.pdf
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/Methoden/Downloads/waegungsschema-2015.pdf;jsessionid=594090704A7B4720E5FC5A1F24A7156F.live722?__blob=publicationFile
https://www.forschungsdatenzentrum.de/de/10-21242-63221-2018-00-08-3-1-0
https://doi.org/10.1515/jbnst-2018-0022
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für Kraft- und Schmierstoffe für Fahrzeuge, die als Mobili-
tätsenergie aufgeführt werden. Beide Energieuntergruppen, 
Haushaltsenergie und Mobilitätsenergie, machen zusam-
men rund zehn Prozent des deutschen Warenkorbs aus.

Bei Betrachtung der Inflationsraten der einzelnen Konsum-
bereiche stechen besonders die Energiepreise hervor. Die 
Preise für Mobilitätsenergie sind im Mai 2022 um 40,7 Pro-
zent gegenüber Mai 2021 gestiegen und weisen damit die 
höchste hier betrachtete Teuerungsrate auf. Danach folgen 
die Preise für Haushaltsenergie, die um 36,8 Prozent stie-
gen. Die Preise für diese beiden Kategorien verzeichneten 
bereits seit Februar beziehungsweise März 2021 eine stei-
gende Tendenz, jedoch hat sich diese seit März 2022 deut-
lich verstärkt.6

Neben den stark gestiegenen Energiepreisen zogen auch die 
Preise für Nahrungsmittel deutlich an. Nahmen sie bereits in 
den Jahren 2020 und 2021 durchschnittlich um 2,7 Prozent 
zu, verstärkte sich der Trend 2022 nochmals mit Preisstei-
gerungen von 8,0 Prozent im April und von 10,7 Prozent 
im Mai.

Andere Bereiche wie beispielsweise Preise für Waren 
und Dienstleistungen der Post und Telekommunikation 

6 Statistisches Bundesamt (2022), a. a. O.

(0,0 Prozent), der Gesundheit (1,1 Prozent) oder des Bil-
dungswesens (1,5 Prozent) weisen deutlich geringere Teue-
rungsraten auf. Mithin sind insbesondere Waren und Dienst-
leistungen des Grundbedarfs und Energiepreise von hohen 
Teuerungsraten betroffen.7

Einkommensschwache Haushalte konsumieren 
anteilig mehr inflationsbelastete Güter

Wenn die Inflationstrends nach Konsumbereichen so unter-
schiedlich ausfallen, ist zu erwarten, dass auch die Haushalte 
entlang der Einkommensverteilung unterschiedlich betrof-
fen sind, da die Konsumquoten maßgeblich von der Ein-
kommenshöhe und der Zusammensetzung der Haushalte 
abhängen.8 Um die tatsächliche Auswirkung der Inflation 
entlang der Einkommensverteilung zu betrachten, 
muss neben den nach Konsumbereichen differenzier-
ten Inflationsraten auch der entsprechende Waren- und 

7 Zur Einordnung von Waren und Dienstleistungen in Bedarfskategorien siehe beispielsweise 

Bernhard Christoph (2016): Materielle Lebensbedingungen im Grundsicherungsbezug. WSI Mittei-

lungen 5, 344–352 (online verfügbar). Für gewöhnlich zählt zum Grundbedarf Nahrung, Unterkunft 

und Kleidung. Auf letztere wird in der weiteren Analyse nicht eingegangen, da die Preissteigerung 

in diesem Bereich vergleichsweise gering ausfiel.

8 Carsten Schröder et al. (2020): Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Haushaltsein-

kommen, Konsum- und Sparverhalten. Endbericht für die Mindestlohnkommission (online verfüg-

bar).

Abbildung 2

Inflationsrate einzelner Konsumbereiche im Mai 2022
Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat

    























































Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des Statistischen Bundesamts.

© DIW Berlin 2022

Bei Energie und Nahrungsmitteln ist die Inflation besonders hoch.

https://www.wsi.de/data/wsimit_2016_05_christoph.pdf
https://www.mindestlohn-kommission.de/DE/Forschung/Projekte/pdf/Bericht-Mindestlohn-Haushaltseinkommen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.mindestlohn-kommission.de/DE/Forschung/Projekte/pdf/Bericht-Mindestlohn-Haushaltseinkommen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Dienstleistungskonsum der Haushalte herangezogen wer-
den. Wer anteilig mehr Ausgaben für Waren und Dienstleis-
tungen mit hohen Teuerungsraten aufwendet, ist auch rela-
tiv stärker von deren Preiserhöhungen betroffen.

Bei Betrachtung der Konsummuster fällt auf, dass die ein-
kommensschwächeren Haushalte den Großteil ihres Kon-
sums für Waren und Dienstleistungen des Grundbedarfs 
ausgeben (Abbildung 3). Im untersten Einkommensquin-
til, also den 20 Prozent der Haushalte mit dem niedrigsten 
äquivalenzgewichteten Nettoeinkommen9, stellt der Konsum 
für Nahrungsmittel und Wohnen (inklusive Haushaltsener-
gie) zusammengenommen nahezu zwei Drittel des Gesamt-
konsums (62,1 Prozent) dar. Bei den einkommensstärksten 
20 Prozent der Haushalte, dem obersten Quintil, machen 
die Waren und Dienstleistungen des Grundbedarfs hinge-
gen nur 44,1 Prozent des Gesamtkonsums aus. Einkommens-
schwächere Haushalte geben somit anteilig rund 18 Prozent-
punkte mehr zur Deckung ihres Grundbedarfs aus.

9 Um die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung 

vergleichbar zu machen, wird für die Haushaltsmitglieder ein bedarfsgewichtetes Pro-Kopf-Net-

toeinkommen (Äquivalenzeinkommen) nach der international üblichen Bedarfsskala (neue 

OECD-Skala) ermittelt, vgl. den Begriff „Äquivalenzeinkommen“ im DIW Glossar (online verfügbar). 

Anschließend wird die Bevölkerung nach der Höhe dieses Einkommens in zehn oder fünf gleich 

große Gruppen geordnet (Dezile beziehungsweise Quintile).

Stark ins Gewicht fallen dabei die Ausgaben für Nahrungs-
mittel und alkoholfreie Getränke. Haushalte des unteren 
Quintils geben anteilig über 60 Prozent mehr ihrer Konsum-
ausgaben für Nahrungsmittel aus als die einkommensstär-
keren Haushalte des oberen Quintils (16,8 Prozent versus 
10,3 Prozent). Auch der Anteil der Konsumausgaben für 
die Unterkunft ist bei einkommensschwächeren Gruppen 
deutlich höher. Für Wohnen inklusive Nebenkosten gibt 
das einkommensschwächere unterste Quintil anteilig ein 
Viertel mehr aus als das obere Quintil (36,5 Prozent ver-
sus 29,1 Prozent). Bei den Konsumausgaben für die Haus-
haltsenergie ist der Unterschied am stärksten ausgeprägt: 
Das untere Quintil wendet anteilig 85 Prozent mehr seiner 
Konsumausgaben für Strom, Gas und andere Brennstoffe 
auf als das obere Quintil (8,8 Prozent versus 4,8 Prozent).

Für die Konsumbereiche der Mobilität, die ebenfalls von star-
ken Preissteigerungen betroffen sind, zeigt sich ein ande-
res Bild, das vor dem Hintergrund der Diskussion um den 
Tank rabatt besonders relevant ist. Die anteiligen Ausgaben 
für Verkehr sind bei dem einkommensstärksten Quintil mit 
8,9 Prozent nahezu doppelt so hoch wie bei dem untersten 
Quintil (4,5 Prozent). Dies ist unter anderem darin begrün-
det, dass der Kauf von Fahrzeugen in die Kategorie Verkehr 
fällt, wobei das unterste Quintil nur sehr selten Fahrzeuge 
kauft. Im untersten Quintil besitzt nur rund die Hälfte der 
Haushalte ein Auto. Im obersten Quintil liegt der Anteil 

Abbildung 3

Konsummuster nach Einkommensquintilen
Anteil des jeweiligen Konsumbereichs am gesamten Konsum in Prozent

         
































Anmerkung: Unterstes (oberstes) Quintil umfasst die 20 Prozent der Haushalte mit den niedrigsten (höchsten) Einkommen; Privathaushalte, jährliches, bedarfsgewichtetes Nettohaushaltseinkommen.

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS).

© DIW Berlin 2022

Das unterste Einkommensquintil gibt den Großteil seines Konsums für Waren und Dienstleistungen des Grundbedarfs aus.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.411605.de/aequivalenzeinkommen.html
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(Abbildung 4).12 Dies bedeutet, dass die zehn Prozent der 
Haushalte mit dem niedrigsten Einkommen 5,3 Prozent 
ihres Nettoeinkommens mehr aufwenden müssten, um den 
gleichen Konsum wie im Vorjahr zu realisieren. Mit steigen-
dem Einkommen nimmt die relative Mehrbelastung tenden-
ziell ab: Für das oberste Dezil liegt die Mehrbelastung ledig-
lich bei 1,1 Prozent.

Der Preisbelastung bei den einkommensschwächeren Haus-
halten von 5,3 Prozent setzt sich insbesondere aus Haus-
haltsenergie (2,2  Prozentpunkte) und Nahrungsmitteln 
(1,5 Prozentpunkte) zusammen. An dritter Stelle steht mit 
0,7 Prozentpunkten die Belastung durch die Mobilitätsener-
gie. Damit machen diese drei Konsumbereiche bereits mehr 
als 80 Prozent der gesamten Mehrbelastung des untersten 
Dezils aus.

Auch für das oberste Dezil stellen diese Konsumbereiche die 
größte Belastung dar, allerdings in einem geringeren Aus-
maß. Die Belastung durch Preisanstiege der Haushaltsener-
gie liegt bei 1,0 Prozentpunkten und die der Nahrungsmit-
tel bei 0,4 Prozentpunkten.13 Eine höhere Belastung gegen-
über den einkommensschwächeren Haushalten ist bei der 
Mobilitätsenergie zu erkennen: Einkommensstarke Haus-
halte sind von Preisanstiegen bei Kraft- und Schmierstof-
fen mit 0,9 Prozentpunkten ihres Nettoeinkommens antei-
lig stärker betroffen als einkommensschwächere Haushalte. 
Grund dafür dürfte der bereits angesprochene höhere Anteil 
an FahrzeughalterInnen in einkommensstarken Gruppen 
sein.

Bei der Interpretation der Haushaltsbelastungen ist zu beach-
ten, dass keine Anpassungseffekte berücksichtigt wurden. 
Tatsächlich werden die Haushalte als Reaktion auf gestiegene 
Preise ihren Konsum teilweise einschränken. Da die höchs-
ten Belastungen jedoch von Waren und Dienstleistungen des 
Grundbedarfs ausgehen, die durch geringe Preis elastizitäten 
gekennzeichnet sind, dürften sich die Einsparmöglichkeiten 
in Grenzen halten. Das bedeutet, dass die Nachfrage nach 
solchen Gütern nur in geringem Ausmaß auf Preisände-
rungen reagiert.14 Außerdem ist es für die anschließende 
Berechnung der Wirkung von Politikmaßnahmen wichtig, 
von einer konstanten Nachfrage auszugehen.

Darüber hinaus darf nicht vergessen werden, dass Haus-
halte insbesondere auf Preisanstiege bei Strom und Gas in 
der Regel nur zeitlich verzögert reagieren und ihr Verhalten 

12 Belastungen sind hier definiert als höhere Ausgaben gegenüber dem Jahr 2021 in Prozent des 

Nettohaushalteinkommens bei unverändertem Konsumverhalten. Dynamische und inflationsbe-

dingte Änderungen im Konsumverhalten wurden für Betrachtungen im vorliegenden Bericht aus 

Gründen der Komplexität vernachlässigt.

13 Die Belastung der drei genannten Bereiche ist summiert höher als die Gesamtbelastung, was 

darauf zurückzuführen ist, dass das prognostizierte Einkommenswachstum der oberen Dezile teil-

weise über den Inflationsraten einzelner Konsumbereiche liegt, wodurch die Inflationsbelastung 

teilweise ausgeglichen wird.

14 In der Literatur findet sich für die Energienachfrage privater Haushalte zwar eine etwas höhe-

re Elastizität als für die Industrienachfrage. Mit Werten um etwa −0,2 sind sie in der kurzen Frist 

dennoch vergleichsweise rigide. Siehe dazu beispielsweise Karsten Neuhoff (2022): Defining Gas 

Price Limits and Gas Saving Targets for a Large-scale Gas Supply Interruption. DIW Politikberatung 

kompakt 180 (online verfügbar).

dagegen bei über 90 Prozent.10 Dementsprechend sind auch 
Ausgaben für Mobilitätsenergie weniger relevant für das 
unterste Einkommensquintil (2,3 Prozent) als für das oberste 
Quintil (3,8 Prozent).

Preissteigerungen treffen am stärksten 
einkommensschwache Haushalte

Die Betrachtung der differenzierten Inflationsraten und 
spezifischen Konsummuster ermöglicht es, die Inflations-
belastung für die verschiedenen Einkommensgruppen zu 
untersuchen. Bereits bei den Konsummustern fällt auf, 
dass insbesondere Haushalte mit geringerem Einkommen 
vergleichsweise große Anteile ihrer Konsumausgaben für 
Waren und Dienstleistungen aufwenden, die in jüngster Zeit 
von hohen Preissteigerungen betroffen sind. Diese Beobach-
tung wird in der errechneten Belastung der Haushalte unter-
teilt nach Einkommensdezilen auf Grundlage der SOEP- 
Daten bestätigt (Kasten).

Bei einer von der Bundesbank prognostizierten Infla-
tion von 7,1 Prozent11 werden die Haushalte des untersten 
Dezils 2022 eine Mehrbelastung von 5,3 Prozent erfahren 

10 Eigene Berechnungen auf der Grundlage des SOEP (v37) für das Jahr 2020.

11 Auf der Grundlage der aktuellen Inflationsentwicklung vom Mai (7,9 Prozent gegenüber dem 

Vorjahresmonat) geht das Szenario also davon aus, dass sich die Preisdynamik in der zweiten Jah-

reshälfte etwas beruhigen wird. Vgl. Deutsche Bundesbank (2022), a. a. O.

Abbildung 4

Belastung durch die Inflation nach Einkommensdezilen
In Prozent des jeweiligen Nettohaushaltseinkommens

   
















































Anmerkungen: Privathaushalte, jährliches, bedarfsgewichtetes Nettohaushaltseinkommen. Inflationsentwicklung 
2022 entspricht Bundesbankprognose.

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), des SOEP v37, des 
Statistischen Bundesamts und der Bundesbank.

© DIW Berlin 2022

Die einkommensschwächeren Haushalte werden relativ mehr belastet als die ein-
kommensstärkeren Haushalte.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.843045.de/diwkompakt_2022-180.pdf
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anpassen.15 Hinzu kommt, dass ein Verzicht an quantitati-
ven Konsum, der durch höhere Preise ausgelöst wird, die 
Lebensqualität einschränkt, was für die Haushalte ebenso 
eine zusätzliche Belastung darstellt wie Mehrausgaben. Dies 
wird vermehrt bei einkommensschwächeren Haushalten der 
Fall sein, die teilweise bereits zu Jahresbeginn eine Konsum-
quote von 100 Prozent oder mehr aufwiesen.

Alternativszenario weiter steigender Inflation: 
Belastung nimmt zu

Die Inflationsprognosen der Bundesbank und anderer wis-
senschaftlicher Einrichtungen gehen von einer Beruhigung 
insbesondere der Energiekosten aus. Da Prognosen mit gro-
ßer Unsicherheit behaftet sind und unklar ist, wie sich die 
Lieferketten und der Ukraine-Krieg weiterentwickeln, ist 
nicht auszuschließen, dass die Teuerung im Gesamtjahr 
2022 über die bisher prognostizierten 7,1 Prozent steigt. Im 
Durchschnitt haben sich die Preise in den Monaten Januar 
bis Mai um 1,1 Prozent je Monat gegenüber dem jeweili-
gen Vormonat erhöht. Schreibt man diese Teuerungsrate 
fort, erhält man als Alternativszenario eine Jahresinflation 
von 9,3 Prozent.

Unter diesen Umständen müssten die einkommens-
schwächeren Haushalte des untersten Dezils 7,3 Prozent 
ihres Nettoeinkommens mehr für ihren Konsumbedarf aus-
geben als im Jahr 2021, also ein gutes Drittel mehr als bei 
einer Inflation von 7,1 Prozent. Die Durchschnittsbelastung 
über alle Dezile hinweg läge dann bei nahezu sechs Pro-
zent. Das oberste Dezil wäre mit 2,7 Prozent statt 1,1 Pro-
zent belastet.

Entlastungspakete wirken begrenzt

Angesichts der hohen Inflation hat die Bundesregierung 
bereits erste Maßnahmen zur Entlastung der BürgerInnen 
verabschiedet. In zwei Entlastungspaketen umfassen diese 
unter anderem eine einmalige Energiepreispauschale, Ein-
malzahlungen für EmpfängerInnen von Sozialleistungen, 
einmalige Heizkostenzuschüsse, die vorgezogene Abschaf-
fung der EEG-Umlage und die Senkung der Energiesteuer auf 
Kraftstoffe (Tankrabatt).16 Zudem wird berücksichtigt, dass 
steigende Heizkosten bei Grundsicherungs empfängerInnen 
mit der Kostenübernahme für die Unterkunft abgefangen 

15 Für nähere Informationen zu Elastizitäten und Verhaltensanpassungen siehe Hannah Förster 

et al. (2021): Auswirkungen des Klimawandels im Bereich Ernährung – Verteilungswirkungen am 

Beispiel von Nahrungsmittelgruppen. Forschungsbericht 583 des Bundesministeriums für Arbeit 

und Soziales in Zusammenarbeit mit dem Öko-Institut e.V. Freiburg i. Breisgau (online verfügbar) 

oder Katja Rietzler (2022): Vorübergehende Energiesteuersenkung klima- und verteilungspolitisch 

fragwürdig. IMK Policy Brief Nr. 122 (online verfügbar).

16 Ergebnis des Koalitionsausschusses vom 23. Februar 2022: Zehn Entlastungsschritte für unser 

Land (online verfügbar); Ergebnis des Koalitionsausschusses vom 23. März 2022: Maßnahmenpa-

ket des Bundes zum Umgang mit den hohen Energiekosten (online verfügbar). Die hier genannten 

Entlastungsmaßnahmen sind jene mit dem größten Effekt. Das Neun-Euro-Ticket für den ÖPNV 

wird in der Modellierung nicht berücksichtigt. Da andere Analysen zeigen, dass die Auswirkun-

gen dieser Maßnahme vergleichsweise gering sind, ist davon auszugehen, dass sie auch hier nur 

geringe Auswirkungen auf die Ergebnisse hätte. Zur Analyse von Entlastungspaketen siehe auch 

Stefan Bach und Jakob Knautz (2022): Hohe Energiepreise: Ärmere Haushalte werden trotz Entlas-

tungspaketen stärker belastet als reichere Haushalte. DIW Wochenbericht Nr. 17, 243–252 (online 

verfügbar).

werden. Diese Maßnahmen entlasten die Haushalte bei einer 
Gesamtinflation von 7,1 Prozent für 2022 je nach Dezil zwi-
schen 0,7 und 3,7 Prozent (Abbildung 5). Entlastung ist hier 
– analog zur Belastung – als zusätzlich zur Verfügung ste-
hender Anteil des Nettoeinkommens 2022 gegenüber 2021 
durch Entlastungsmaßnahmen zu interpretieren.

Die Entlastungen wirken aufgrund der Steuerprogression 
des Entlastungsbetrags bei den einkommensschwäche-
ren Haushalten stärker als in den anderen Dezilen. Im 
untersten Dezil sinkt die Nettobelastung durch die Hilfs-
maßnahmen auf 1,6 Prozent. Schon im zweiten Dezil ist 
die relative Nettobelastung aber deutlich höher (2,3 Pro-
zent). Hier gibt es einige Haushalte, die durch das Ras-
ter der Transferzahlungen und Einkommenssteuervorteile 
fallen. Beispielsweise nehmen viele ärmere Rentnerhaus-
halte ihren Anspruch auf Grundsicherung nicht wahr und 
werden mit Transfer erhöhungen nicht erreicht. Auch Ein-
kommenssteuervorteile oder Zahlungen, die über Arbeit-
geber ausgezahlt werden, sowie eine Kindergelderhöhung 
erreichen sie nicht.17

Insgesamt ist die Nettobelastung, gemessen als Differenz 
zwischen Be- und Entlastung, über alle Dezile positiv. Die 

17 Für nähere Informationen zur verdeckten Altersarmut siehe beispielsweise Hermann Buslei 

et al. (2019): Starke Nichtinanspruchnahme von Grundsicherung deutet auf hohe verdeckte Alters-

armut. DIW Wochenbericht Nr. 49, 909–918 (online verfügbar).

Abbildung 5

Be- und Entlastung durch Inflation und staatliche Maßnahmen
Nach Einkommensdezilen in Prozent der jeweiligen 
Nettohaushaltseinkommen

 









   


   











     




Anmerkungen: Privathaushalte, jährliches, bedarfsgewichtetes Nettohaushaltseinkommen. Inflationsentwicklung 
2022 entspricht Bundesbankprognose.

Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), des SOEP v37,  
des Statistischen Bundesamts und der Bundesbank.

© DIW Berlin 2022

Die staatlichen Hilfsmaßnahmen fangen die Mehrbelastung durch gestiegene Preise 
nur teilweise auf.

https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/75718/ssoar-2021-forster_et_al-Auswirkungen_des_Klimawandels_im_Bereich.pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-2021-forster_et_al-Auswirkungen_des_Klimawandels_im_Bereich.pdf
https://www.boeckler.de/fpdf/HBS-008321/p_imk_pb_122_2022.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Oeffentliche-Finanzen/10-entlastungsschritte-fuer-unser-land.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2022-03-23-massnahmenpaket-bund-hohe-energiekosten.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.diw.de/de/diw_01.c.840044.de/publikationen/wochenberichte/2022_17_1/hohe_energiepreise__aermere_haushalte_werden_trotz_entlastungspaketen_staerker_belastet_als_reichere_haushalte.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.840044.de/publikationen/wochenberichte/2022_17_1/hohe_energiepreise__aermere_haushalte_werden_trotz_entlastungspaketen_staerker_belastet_als_reichere_haushalte.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.699957.de/publikationen/wochenberichte/2019_49_1/starke_nichtinanspruchnahme_von_grundsicherung_deutet_auf_hohe_verdeckte_altersarmut.html
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beschlossenen Entlastungspakete reichen somit in keinem 
der Einkommensdezile aus, um die entstehende Belastung 
zu kompensieren. Die höchste Nettobelastung erfährt das 
sechste Einkommensdezil mit 2,8 Prozent des Nettoein-
kommens. Im einkommensstärksten obersten Dezil ist die 
Belastung auch netto mit 0,4 Prozent geringer als im ein-
kommensschwächsten Dezil.

Fazit: Zielgerichtetere Hilfen für untere 
Einkommen

Die Inflationsentwicklung in der ersten Jahreshälfte 2022 
hat die Haushalte in Deutschland stark belastet. Dabei sind 
die Haushalte umso stärker betroffen, je weiter unten sie in 
der Einkommensverteilung liegen. Der Grund dafür ist, dass 
insbesondere die Preise für Energie und Güter des Grund-
bedarfs gestiegen sind und diese in den unteren Einkom-
mensdezilen einen größeren Anteil am Haushaltskonsum 
ausmachen. Fast 70 Prozent ihres Nettoeinkommens geben 
die 20 Prozent der Haushalte mit den niedrigsten Einkom-
men für die durch die Inflation besonders belasteten Berei-
che Nahrungsmittel, Wohnen (inklusive Haushaltsenergie) 
und Verkehr (inklusive Mobilitätsenergie) aus.

Die Ende Mai verabschiedeten Maßnahmen der Bundesre-
gierung entlasten zwar alle Haushalte, allerdings in unter-
schiedlichem Maße. Unter der Annahme, dass sich die Jah-
resinflation 2022 im Rahmen der Erwartungen der Bundes-
bank entwickelt und sich zum Sommer hin die Preisniveaus 
stabilisieren, profitieren Haushalte im untersten (ersten) 
Dezil signifikant von den Entlastungspaketen, Haushalte ab 
dem zweiten Dezil bis in die mittleren Dezile bleiben auf 
weit mehr Zusatzkosten sitzen.

Während einkommensstärkere Dezile in der oberen Hälfte 
der Einkommensverteilung Preissteigerungen vermutlich 
eher durch eine Verringerung der Sparquote oder durch 

Rücklagen auffangen können, ist dies den unteren Einkom-
mensdezilen in der Regel nicht möglich. Der hohe Anteil an 
Waren und Dienstleistungen des Grundbedarfs zeigt, dass 
die untersten Einkommensdezile kaum Anpassungs- oder 
Sparmöglichkeiten haben. Die für viele ohnehin schon pre-
käre Situation würde sich noch verschärfen, wenn die Infla-
tionsdynamik in der zweiten Jahreshälfte unverändert anhält 
oder zunimmt. Zukünftige Entlastungen sollten sich daher 
stärker auf die bedürftigeren Haushalte am unteren Ende 
der Einkommensverteilung konzentrieren.

Eine weiterhin hohe Inflationsentwicklung würde einen 
zusätzlichen Wohlstandsverlust für die gesamte deutsche 
Volkswirtschaft bedeuten. Vor diesem Hintergrund sollte 
die Politik überlegen, wie sie Entlastungspakete bei einer 
weiter ansteigenden Inflation künftig effizient und zielge-
nau gestaltet. Denkbar wäre zum einen, die Grundsiche-
rung vorzeitig an die Inflationsrate anzupassen. Zum ande-
ren sollte die Energiepreispauschale erhöht und auf die 
unteren Einkommensdezile konzentriert werden. Dabei 
müssten auch diejenigen Rentnerhaushalte berücksichtigt 
werden, die bisher durch das Raster fallen. Dazu wäre es 
allerdings erforderlich, die Rentenversicherungsträger ein-
zubeziehen, was kurzfristig administrativ schwierig umzu-
setzen sein dürfte.

Daher sollte zumindest mittelfristig auf Bundesebene der 
Aufbau einer großen Haushaltsdatenbank angedacht wer-
den. Dort könnten alle verfügbaren Informationen der 
Steuer- und Sozialbehörden zur Haushaltszusammenset-
zung und zum Einkommen zusammengeführt und genutzt 
werden, um Hilfen auch nach sozioökonomischen Merkma-
len differenziert, passgenau, schnell und unbürokratisch 
auszuzahlen. Eine solche Infrastruktur für Direktzahlun-
gen an Haushalte in Deutschland wäre nicht nur im Kri-
senfall nützlich, sondern könnte auch für andere Maßnah-
men genutzt werden.
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Objective: Leaders differ in their personalities from non- leaders. However, when do these 
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preparation for a leadership role and due to increasing leadership experience? Method: 

Using data from the German Socio-Economic Panel Study, we examined personality 

differences between leaders (N = 2683 leaders, women: n = 967; 36.04%) and non-leaders 

(N = 33,663) as well as personality changes before and after becoming a leader. Results: 

Already in the years before starting a leadership position, leaders- to-be were more extra-

verted, open, emotionally stable, conscientious, and willing to take risks, felt to have greater control, and trust-

ed others more than non- leaders. Moreover, personality changed in emergent leaders: While approaching a 

leader-ship position, leaders-to-be (especially men) became gradually more extraverted, open, and willing to 

take risks and felt to have more control over their life. After becoming a leader, they became less extraverted, 

less willing to take risks, and less conscientious but gained self-esteem. Conclusions: Our findings suggest that 
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leadership role and due to leadership experience. Some changes are transient, but others last for a long time.
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we analyze the dynamics of prices and supply for dwellings offered for rent and for sale. We 

also examine separately the rental and sales markets. We find that the introduction of rent 

control led to a reduction in rents in both controlled and uncontrolled Catalan municipal-

ities, while quantities virtually did not react to it. The selling prices of dwellings remained 

unchanged, whereas their supply increased substantially. The revocation of rent control caused a strong in-

crease in the rental and selling prices in all municipalities, no increase in the supply, with the exception of the 

supply of regulated dwellings for sale. In addition, using the macrodata on housing construction we find that 
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compared to January 2019 – September 2020, while nationwide it increased by almost 12%. Thus, the effects 

are broadly consistent with the predictions of the economic literature on rent controls.
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Das Schreckgespenst der Lohn-Preis-Spirale ist in aller Munde: 

Überzogene Lohnforderungen der Beschäftigten – so die Kri-

tikerInnen – könnten Unternehmen auf Jahre hinaus zu hohen 

Preissteigerungen zwingen, was zu einer schädlich hohen Infla-

tion und im Extremfall sogar zu einer anhaltenden Stagflation 

führe. Was ist dran an diesem Mythos? 

Eine Lohn-Preis-Spirale kann unter zwei Voraussetzungen 

entstehen: Zum einen, wenn Beschäftigte und Gewerkschaften 

eine so große Macht in den Verhandlungen mit den Arbeitge-

berInnen haben, dass sie Löhne und Arbeitsbedingungen prak-

tisch diktieren können. Zum anderen, wenn Beschäftigte und 

Gewerkschaften sich bei ihren heutigen Lohnforderungen nicht 

an einer für die Zukunft realistischen Inflationsrate orientieren. 

Wenn beide Bedingungen zutreffen, dann können Lohnerhö-

hungen die Zahlungsfähigkeit oder -willigkeit der Unternehmen 

übersteigen, so dass diese die höheren Lohnkosten in Form 

gestiegener Preise an die KonsumentInnen weitergeben. Das 

wiederum könnte die Lohnerhöhungen weiter befeuern und zu 

einer exzessiven Inflation führen. 

Nie jedoch waren die Voraussetzungen für eine Lohn-Preis-Spi-

rale in Deutschland in den letzten 70 Jahren weniger gegeben 

als heute. Die realen Löhne und damit die Kaufkraft der Einkom-

men dürften mit durchschnittlichen nominalen Lohnerhöhun-

gen von vier bis fünf Prozent und einer Inflation von über sieben 

Prozent in diesem Jahr deutlich sinken. Vieles spricht dafür, 

dass diese Lohnentwicklung eher zu schwach als zu stark ist. 

Denn einige große Unternehmen in Deutschland fahren hohe 

Gewinne ein und schütten Dividenden aus. Und das Wachs-

tum der Produktivität ist weiterhin robust und der Anstieg der 

Lohnstückkosten eher moderat. Es scheint also, dass zumindest 

in manchen Branchen die Unternehmen das größte Stück des 

Kuchens für sich beanspruchen und ihre Beschäftigen zum 

Verzicht drängen.

Somit ist die Lohn-Preis-Spirale nicht mehr als ein Mythos, mit 

einem moralischen Unterton, der implizit Beschäftigten und 

Gewerkschaften die Verantwortung für die hohe Inflation gibt. 

Was heute existiert, ist vielmehr eine Preis-Preis-Spirale, bei 

der sich die über die Energiekosten importierte Inflation und 

von Unternehmen bestimmte Konsumentenpreise gegenseitig 

verstärken. Und wenn überhaupt, dann könnte in Zukunft eine 

Preis-Lohn-Spirale entstehen, wenn denn die Löhne reagieren 

und mal so stark steigen sollten, dass sie die Inflation der Kon-

sumentenpreise übertreffen.

Lohnerhöhungen können aus einer gesamtwirtschaftlichen 

Sicht zu stark, aber auch zu schwach sein. Denn je stärker die 

Kaufkraft schrumpft, desto höher ist auch der Schaden für die 

Wirtschaft. Umgekehrt können zu starke Lohnerhöhungen zu 

Beschäftigungsverlusten und Arbeitslosigkeit führen. Dies 

zeigt, dass langfristig die Interessen der ArbeitgeberInnen 

und ArbeitnehmerInnen nicht gegeneinander stehen können. 

Der zentrale, häufig jedoch vergessene Punkt ist ein anderer: 

Hohe Löhne und unternehmerischer Erfolg bedingen einander. 

Die erfolgreichsten deutschen Unternehmen sind solche, die 

mit die höchsten Löhne und besten Arbeitsbedingungen in 

Deutschland und weltweit anbieten. Die hohe Wettbewerbsfä-

higkeit deutscher Unternehmen in der globalen Wirtschaft ist in 

den allermeisten Fällen nicht durch geringe Löhne und niedrige 

Preise erklärt, sondern durch hohe Produktivität und exzellente 

Qualität von Produkten „Made in Germany“. Dies ist nur deshalb 

möglich, weil die Beschäftigten der deutschen Unternehmen 

hoch produktiv und motiviert sind. 

Der soziale und wirtschaftliche Ausgleich war und ist die große 

Stärke der Sozialen Marktwirtschaft. Die Bundesregierung 

sollte sich aus den Lohnverhandlungen heraushalten und statt-

dessen ein Paket von Zukunftsinvestitionen als ihren Beitrag 

zur konzertierten Aktion beschließen, um das Wirtschaftspoten-

zial in den kommenden Jahren zu erhöhen, den Druck auf die 

Inflation zu reduzieren und mehr Wachstum und Einkommen zu 

generieren.

Dieser Kommentar ist in einer längeren Version am 12. Juli 2022 in der taz  erschienen.

Marcel Fratzscher, Präsident des DIW Berlin.  

Der Kommentar gibt die Meinung des Autors wieder.

Was ist dran am Mythos der 
 Lohn‑Preis‑Spirale?

MARCEL FRATZSCHER
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